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EUROPÄISCHES PARLAMENT

17. November 1999 B5-0276/1999 } 
B5-0294/1999 } 
B5-0300/1999 

}RC1

GEMEINSAMER 
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

eingereicht gemäß Artikel 50 der Geschäftsordnung

von den Abgeordneten

 Khanbai und Van Hecke im Namen der PPE-Fraktion
 van den Berg im Namen der PSE-Fraktion
 Ries und van den Bos im Namen der ELDR-Fraktion
Maes, Rod, Schörling, Locas und Lannoye im Namen der Verts/ALE-Fraktion
Miranda, Vinci, Sjostedt und Jové im Namen der GUE/NGL-Fraktion
anstelle der Entschließungsanträge der

- GUE/NGL-Fraktion (B5-0276/1999)
- Verts/ALE-Fraktion (B5-0294/1999)
- PPE-Fraktion (B5-0300/1999)

zur Lage in der Region der Großen Seen, insbesondere zu Ruanda

Das Europäische Parlament,

- unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Lage in Ruanda,

A. in der Erwägung, daß die Berufungskammer des Internationalen Strafgerichtshofs für 
Ruanda am 3. November 1999 beschloß, Jean Bosco Barayagwiza wegen eines 
Formfehlers auf freien Fuß zu setzen, trotz der Tatsache, daß ihm sechs Verbrechen im 
Zusammenhang mit dem Völkermord vorgeworfen werden,

B. in der Erwägung, daß Jean Bosco Barayagwiza in leitender Stellung eines ruandischen 
Haßsenders tätig war, der offen zum Abschlachten von Tutsis und gemäßigten Hutus im 
Land aufrief,

C. in der Erwägung, daß die Regierung von Kigali daraufhin beschlossen hat, die 
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Zusammenarbeit mit dem internationalen Gerichtshof von Arusha auszusetzen und den 
Besuch der Chefanklägerin des Arusha-Tribunals, Frau Carla del Ponte, im Land auf unbe-
stimmte Zeit zu verschieben,

D. in der Erwägung, daß die Aussetzung der Mitarbeit Ruandas schwerwiegende Folgen für 
die Fähigkeit des Tribunals haben wird, die Vernehmungen durchzuführen, da die meisten 
Zeugen aus Ruanda kommen,

E. in der Erwägung, daß die Arbeit des internationalen Tribunals generell durch übermäßige 
Verzögerungen und äußerst schleppende Ermittlungen und Verfahren gekennzeichnet ist; 
dies ist unter anderem darauf zurückzuführen, daß ein großer Mangel an Staatsanwälten 
und Richtern herrscht, mit dem Ergebnis, daß das Tribunal seit seiner Einrichtung vor fünf 
Jahren erst vier Verfahren abgeschlossen hat,

F. in der Überzeugung, daß es notwendig ist, daß das internationale Tribunal die Wahrheit 
über den Völkermord von 1994 in Ruanda herausfindet und die Anstifter und die 
Verantwortlichen für diese Massaker der Justiz übergibt, um der bisherigen Straffreiheit 
ein Ende zu machen,

1. bedauert den Beschluß des internationalen Tribunals, Jean Barayagwiza aus 
formaljuristischen Gründen freizulassen; es besteht die Gefahr, daß die Glaubwürdigkeit 
des Tribunals dadurch stark geschwächt wird;

2. fordert das internationale Tribunal auf, seinen Beschluß noch einmal zu überprüfen und die 
Schwere der Anschuldigungen gegen Jean Barayagwiza zu bedenken und insbesondere die 
Entscheidung aufzuheben, daß er wegen der Anklagepunkte, für die er ursprünglich 
verurteilt wurde, nicht noch einmal vor dieses Gericht gestellt werden kann;

3. ist fest davon überzeugt, daß es nie eine Immunität vor Strafverfolgung wegen 
Völkermordanschuldigungen geben darf, und fordert das internationale Tribunal auf, seine 
Kriterien für Wiederaufnahmeverfahren zu überprüfen, um zu vermeiden, daß sich eine 
derartige Situation künftig wiederholt;

4. fordert die ruandische Regierung auf, ihren Entschluß zu überdenken und uneingeschränkt 
mit dem Arusha-Tribunal zusammenzuarbeiten;

5. fordert den Generalsekretär der Vereinten Nationen sowie die Generalanwältin des Interna-
tionalen Gerichtshofs auf, dringend die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, damit das 
Arusha-Tribunal seine Aufgabe, d.h. die Aufdeckung der Wahrheit über den Völkermord 
von 1994, ohne weitere Verzögerungen erfüllen kann;

6. fordert die Vereinten Nationen und die EU auf, die bislang geleistete Arbeit des 
internationalen Tribunals zu evaluieren, so daß im Rahmen einer Bewertung festgestellt 
werden kann, ob - zeitlich befristet - zusätzliche Mittel notwendig sind, damit das Tribunal 
die Ermittlungen und die Verfahren gegen die des Völkermords Verdächtigten abschließen 
kann;

7. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, dem 
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Internationalen Strafgerichtshof für Ruanda, den Generalsekretären der UN und der OAU 
sowie der Regierung von Ruanda zu übermitteln.


